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B e k a n n t m a c h u n g s t e x t 

 

 

 

Vollzug der Wassergesetze; 

Festsetzung des Überschwemmungsgebiets an der Geltnach (Gewässer II. Ordnung) von 

Flusskilometer 0,000 bis Flusskilometer 16,120 in den Gemeinden Stötten am Auerberg und 

Biessenhofen sowie der Stadt Marktoberdorf  

 

 

 

Beschreibung des Vorhabens: 

Das Landratsamt Ostallgäu beabsichtigt den Erlass einer Verordnung und damit die Festsetzung 

eines Überschwemmungsgebiets an der Geltnach (Gewässer II. Ordnung) von Flusskilometer 0,000 

bis Flusskilometer 16,120 auf dem Gebiet der  Gemeinden Stötten am Auerberg und Biessenhofen 

sowie der Stadt Marktoberdorf.  

 

Nach § 76 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind die Länder verpflichtet, innerhalb der Hoch-

wasserrisikogebiete die Überschwemmungsgebiete für ein HQ100 und die zur Hochwasserentlas-

tung und -rückhaltung beanspruchten Gebiete ohne Frist festzusetzen bzw. vorläufig zu sichern. 

Eine vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebiets an der Geltnach hat vor geraumer Zeit 

schon bestanden. Seit 2014 ist das Überschwemmungsgebiet der Geltnach zudem im Zuge der 

Hochwasserrisikomanagementrichtlinie im Internet unter dem Informationsdienst überschwem-

mungsgefährdete Gebiete einsehbar.  

Als Bemessungshochwasser für das Überschwemmungsgebiet ist ein HQ100 zu wählen (Art. 46 Abs. 

2 Satz 1 BayWG). Das HQ100 ist ein Hochwasserereignis, das mit der Wahrscheinlichkeit 1/100 in 

einem Jahr erreicht oder überschritten wird bzw. das im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren 

einmal erreicht oder überschritten wird. Da es sich um einen statistischen Wert handelt, kann das 

Ereignis innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten. 

Bildung von Risikobewusstsein und der Gefahrenabwehr. Damit sollen insbesondere:  

• ein schadloser Hochwasserabfluss sichergestellt werden,  

• Gefahren kenntlich gemacht werden,  

• freie, unbebaute Flächen als Retentionsraum geschützt und erhalten werden und  

• in bebauten und beplanten Gebieten Schäden durch Hochwasser verringert bzw. vermieden 

werden.  
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Die amtliche Festsetzung des Überschwemmungsgebietes dient zudem der Erhaltung der Gewäs-

serlandschaft im Talgrund und ihrer ökologischen Strukturen. Dies deckt sich insbesondere auch 

mit den Zielen des Natur- und Landschaftsschutzes. 

 
Das Wasserwirtschaftsamt Kempten hat dem Landratsamt Ostallgäu einen Erläuterungsbericht und 

Übersichts- und Detailkarten zur Verfügung gestellt, die das Überschwemmungsgebiet darstellen.  

 

Das Vorhaben wird hiermit bekanntgegeben. Es wird darauf hingewiesen, dass 

 

1. die vorgenannten Antragsunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des Unternehmens ergeben, 

in der Zeit vom 26.08.2026 bis 25.09.2026 über die Internetseite des Landratsamtes Ostallgäu unter 

www.ostallgaeu.de/landkreis-landrat/oeffentliche-bekanntmachungen in digitaler Form abrufbar (Art. 

27a BayVwVfG, Art. 69 Abs. 2 Satz 3 BayWG) sind. 

 
2. die Unterlagen zudem in der Zeit vom 26.08.2026 bis 25.09.2026 während der allgemeinen Dienst-

stunden im Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, Zimmer-Nr. C 412, in 

Papierform ausliegen und dort eingesehen werden können. 

 
3. eine Auslegung der verfahrensgegenständlichen Unterlagen bei den betroffenen Gemeinden seit der 

Novellierung des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) zum 01.01.2026 nicht mehr erforderlich ist. 

 
4. Beteiligten auf Verlangen gegenüber dem Sachgebiet Wasserrecht des Landratsamtes Ostallgäu 

eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt wird. 

 
5. etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben bis spätestens 09.10.2026 beim Landratsamt Ostall-

gäu Schwabenstr. 11 87616 Marktoberdorf schriftlich (auch per Fax) oder zur Niederschrift zu erhe-

ben bzw. abzugeben sind. 

Einwendungen und Äußerungen, die elektronisch übermittelt werden (z. B. per E-Mail) unzulässig 

sind. 

 

6. mit Ablauf der Einwendungsfrist, alle Einwendungen ausgeschlossen sind, die nicht auf besonderen 

privatrechtlichen Titeln beruhen. 

 
7. nach Ablauf der Einwendungsfrist das Landratsamt Ostallgäu nach pflichtgemäßem Ermessen ent-

scheidet, ob die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen in einem Termin erörtert 

werden (Art. 69 Abs. 2 S. 4 BayWG).  

 

• Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser gesondert bekannt gemacht. Diejenigen, die 

Einwendungen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen deren Vertreter oder 

Bevollmächtigte, werden von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 

50 Benachrichtigungen vorzunehmen, können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 

werden. 

 
8. der Erörterungstermin nicht öffentlich ist und beim Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 

auch ohne diesen verhandelt werden kann. 
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9. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 

werden kann, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 

 

 

 

 

Marktoberdorf, 20.08.2026 

 

gez. 

 

Rudolf Haitel 

Verwaltungsrat 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


